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§ 58. (1) Ist die aufzulassende Bergwerksberechtigung nicht mit Hypotheken belastet oder ist ein 
Zwangsversteigerungsverfahren nach den §§ 56 und 57 nicht eingeleitet worden oder hat dieses zu 
keinem Ergebnis geführt, so hat die Behörde den Abschlußbetriebsplan zu prüfen, wenn ein solcher der 
Auflassungserklärung beizufügen war. Der Abschlußbetriebsplan ist, erforderlichenfalls unter 
Festsetzung von Bedingungen, Auflagen und Fristen, zu genehmigen, wenn die zum Schutz des Lebens 
und der Gesundheit von Personen, ferner zum Schutz von fremden nicht zur Benützung überlassenen 
Sachen, der Umwelt, von Lagerstätten, der Oberfläche und zur Sicherung der Oberflächennutzung nach 
Beendigung der Bergbautätigkeit (§ 159) vorgesehenen Maßnahmen als ausreichend anzusehen sind. War 
der Auflassungserklärung kein Abschlußbetriebsplan beizufügen, so hat die Behörde zu prüfen, ob noch 
Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Personen und zum Schutz der 
Umwelt zu treffen sind, und erforderlichenfalls solche anzuordnen. Es ist jeweils auch festzusetzen, wie 
lange eine allenfalls für erforderlich erachtete regelmäßige Kontrolle des Bergbaugeländes nach 
Löschung der Bergwerksberechtigung im Bergbuch vorzunehmen ist, und ferner anzugeben, in welchen 
Bereichen und Zeiträumen voraussichtlich noch mit dem Auftreten von Bergschäden (§ 160) zu rechnen 
ist, welcher Art diese voraussichtlich sein werden und welches Ausmaß sie voraussichtlich haben werden. 
Weiters ist zu prüfen, ob auf Grund der Angaben in der Auflassungserklärung eine allenfalls für 
erforderlich erachtete regelmäßige Kontrolle des Bergbaugeländes nach Löschung der 
Bergwerksberechtigung im Bergbuch und der Ersatz von allenfalls danach noch auftretenden 
Bergschäden als gesichert gelten kann. Im Zweifelsfall sind der Behörde entsprechende Nachweise 
vorzulegen. Diese hat nötigenfalls die Leistung einer angemessenen Sicherstellung zu verlangen. 
Außerdem sind jene Vorrichtungen zu bezeichnen, die aus Sicherheitsgründen angebracht worden sind 
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oder noch angebracht werden und unter Aufrechterhaltung ihrer Zweckbestimmung nach Löschung der 
Bergwerksberechtigung im Bergbuch in das Eigentum des Grundeigentümers fallen. Für den Ausspruch 
über die Sicherstellung gilt der § 149 Abs. 6 sinngemäß. Eine solche Prüfung entfällt jedoch, wenn auf 
Grund der aufzulassenden Bergwerksberechtigung keine Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 ausgeübt worden 
sind. 

(2) Parteien im Verfahren nach Abs. 1 sind der Bergwerksberechtigte, ist die Ausübung der 
Bergwerksberechtigung einem anderen überlassen worden, so auch dieser, die Eigentümer der 
Grundstücke, auf denen das von der Auflassung der Bergwerksberechtigung betroffene Grubenmaß oder 
die betroffene Überschar gelegen ist, die Eigentümer der Grundstücke, auf denen sich Bergbauanlagen 
befinden, ferner die Eigentümer der Grundstücke im Bergbaugebiet sowie die Inhaber von sich auf dieses 
ganz oder teilweise beziehenden Gewinnungsberechtigungen oder Speicherbewilligungen. 

(3) Vor Genehmigung des Abschlußbetriebsplanes sind die Geologische Bundesanstalt und, sofern 
dadurch öffentliche Interessen berührt werden, die zu ihrer Wahrnehmung berufenen 
Verwaltungsbehörden zu hören. Dies gilt besonders in den Fällen des § 149 Abs. 4 und für die den 
Gemeinden zur Vollziehung zukommenden Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei. 

(4) Wesentliche Änderungen und Ergänzungen des Abschlußbetriebsplanes, besonders die 
Durchführung anderer als der ursprünglich vorgesehenen oder zusätzlichen Arbeiten oder Maßnahmen, 
bedürfen der Genehmigung der Behörde. Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß. 
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